	Der Steuer-Tipp:

Die Abgeltungsteuer


Neben den Einkünften aus Zinsen und Dividenden gehören zu den Kapitaleinkünften seit 2009 die Gewinne aus der Spekulation mit dem An- und Verkauf von Wertpapieren. Das gilt für alle Wertpapiere, die nach dem 31.12.2008 angeschafft wurden. Zinsen, Dividenden und Veräußerungsgewinne unterliegen seit dem 01.01.2009 der sogenannten Abgeltungsteuer.

Die Steuerbelastung liegt bei 26,38 % (Einkommensteuer + Solidaritätszuschlag) und bei 28 %, soweit der Anleger kirchensteuerpflichtig ist. Die Besteuerung hat Abgeltungscharakter. Das bedeutet, dass die der Abgeltung​steuer unterzogenen Einkünfte nicht noch einmal im Rahmen der Einkommensteuererklärung besteuert werden. Sie werden auch nicht in der Einkommensteuererklärung erfasst. Dennoch ist die Summe der Einkünfte aus Kapitalvermögen, die der Abgeltung​steuer unterlegen haben, für die Einkommensbesteuerung von Bedeutung: zum einen bei der Berechnung des Höchstbetrags für den Spendenabzug und zum anderen bei der Berechnung der zumutbaren Eigenbelastung bei den außergewöhnlichen Belastungen.

Unabhängig davon sind im Einzelfall einige Dinge zu prüfen, um keine finanziellen Nachteile zu erleiden. Wurde keine Abgeltungsteuer einbehalten, weil die Kapitaleinkünfte unter dem Sparer-Pauschbetrag lagen und die Freistellungsaufträge ordnungsgemäß genutzt wurden, erübrigen sich weitere Überlegungen. Wurden die Freistellungsaufträge nicht richtig aufgeteilt und es wurde Abgeltungsteuer einbehalten, obwohl die Summe der Kapitaleinkünfte unter dem Sparer-Pausch​betrag (1.000 €/2.000 €; bis 2022: 801 €/1.602 €) lag, wurde bereits zu viel Steuer bezahlt. In diesem Fall kann das durch Abgabe einer Einkommensteuererklärung berichtigt werden. Korrekturen müssen auch erfolgen, wenn es versäumt wurde, seine Zustimmung zur Berücksichtigung der Kirchensteuer bei Einbehalt der Abgeltungsteuer zu erteilen. Zum einen unterliegen die Kapitaleinkünfte auch dem Kirchensteuerabzug und zum anderen mindert die gezahlte Kirchensteuer im Rahmen des Sonderausgabenabzugs die gezahlte Einkommensteuer und analog hierzu auch die anfallende Abgeltungsteuer.

Die Banken sind seit 2009 verpflichtet, die Abgeltungsteuer einzubehalten und an die Finanzverwaltung abzuführen. Das setzt beim An- und Verkauf von Wertpapieren voraus, dass die Banken über die Anschaffungskosten dieser Papiere informiert sind und diese in der Abrechnung berücksichtigt wurden. Lagen der Bank diese Informationen zum Zeitpunkt der Abrechnung (Einbehaltung der Abgeltungsteuer) nicht vor, war die Bank verpflichtet, eine Gewinnrealisierung i.H.v. 30 % des Veräußerungspreises zu unterstellen und hiervon die Abgeltungsteuer einzubehalten. Im Einzelfall kann dies zu einer erheblichen Steuermehrbelastung und ggf. Doppelbesteuerung führen.

In all diesen Fällen gilt es, die Abrechnungen der Anlageinstitute genau zu überprüfen. Die Anlageinstitute/Banken sind verpflichtet (§ 45a Abs. 2 und 3 EStG), dem Anleger auf Verlangen eine entsprechende Bescheinigung nach amtlichem Vordruck zu erstellen. Problematisch ist auch die Verrechnung von Verlusten, die in verschiedenen Depots oder bei verschiedenen Banken durch Wertpapieranlagen erzielt wurden, sowie die richtige Anrechnung von ausländischer Quellensteuer auf die deutsche Einkommensteuer und die Besteuerung von Auszahlungen von Lebensversicherungen.

Korrekturen können oder müssen in vielen Fällen im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung erfolgen. Hier ist unbedingt fachlicher Rat gefordert.

Gerne helfen wir Ihnen bei Fragen dazu weiter!
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